
nach dem Konzeptionszeitpunkt geboren werden. Der 
biologisch günstigste Konzeptionstennin für das Kind 
liegt danach in der Zeit zwischen dem 27. Juli und dem
3. August 1963. Nach wissenschaftlicher Erkenntnis 
wird nur in äußerst seltenen Fällen ein Kind mit den 
hier vorhandenen Reifemerkmalen nach einer Trage­
zeit von 244 Tagen geboren.
Als ein weiteres Beweismittel hat der Senat ein erb­
biologisches Gutachten eingeholt. In die Begutachtung 
sind die Klägerin, das Kind, der Verklagte und der 
Zeuge B. einbezogem worden. Dieses Gutachten kommt 
auf der Grundlage des Ähnlichkeitsvergleichs zu dem 
Ergebnis, daß die Vaterschaft des Verklagten „eher un­
wahrscheinlich als wahrscheinlich“, die Vaterschaft des 
Zeugen B. aber „eher wahrscheinlich als unwahrschein­
lich“ ist. Es wird weiter festgestellt, daß das Kind in 
den von der Klägerin abweichenden Merkmalen außer 
in einigen Merkmalsbereichen deutlich Differenzen 
zum Verklagten aufweist, so daß die gegen ein Ab- 
stammungsvefhältnis sprechenden Indizien die schwa­
chen Hinweise für die Vaterschaft bei weitem über­
treffen.
Die Aussage des Tragezeitgutachtens, daß die Vater­
schaft des Verklagten für das Kind in hohem Grade 
unwahrscheinlich ist, wird somit durch das Ähnlich- 
keitsigutachten bestätigt.
Der Senat hatte deshalb Veranlassung, die Klägerin 
nochmals sehr eingehend zu ihren Beziehungen zum 
Zeugen B. und zu den Ereignissen am 3. August 1963 
zu hören (wird ausgeführt). Die Umstände dieses Zu­
sammenseins sowie der Antrag der Klägerin, den Zeu­
gen in das Verfahren einzubeziehen, lassen darauf 
schließen, daß auch die Klägerin nunmehr Zweifel an 
der Vaterschaft des Verklagten hat.
Hinzu kommt, daß der Zeuge B. bei der Gegenüberstel­
lung mit dem Zeugen L. die Möglichkeit einräumen 
mußte, ihm am darauffolgenden Tag gesagt zu haben, 
daß er mit der Klägerin am 3. August Geschlechtsver­
kehr gehabt habe. Sein Bestreiten eines Geschlechts­
verkehrs kann unter diesen Umständen keinen Beweis 
dafür liefern, daß zwischen ihm und der Klägerin am
3. August 1963 kein Geschlechtsverkehr stattgefunden 
hat.
Die große Bedeutung der Feststellung der Vaterschaft 
für alle Beteiligten erfordert eine gewissenhafte Prü­
fung aller Umstände, die für oder gegen die Vater­
schaft eines bestimmten Mannes sprechen. Eine solche 
Prüfung erfolgt insbesondere durch Einholung natur­
wissenschaftlicher Gutachten. Wird durch ein solches 
Gutachten der Nachweis geführt, daß die Vaterschaft 
eines Verklagten in sehr hohem Grade unwahrschein­
lich ist, und wird dieses Ergebnis durch ein Ähnlich- 
kedtsgutachten bestätigt sowie durch die gesamten 
übrigen Feststellungen im Verfahren gestützt, so ist 
unter Beachtung der OG-Richtlinie Nr. 23 (Abschn. 
A/I/10) die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß der 
Geschlechtsverkehr mit dem in Anspruch genomme­
nen Mann nicht zur Empfängis geführt haben kann 
(§ 54 Abs. 2 FGB). Demzufolge kann er nicht als Vater 
des Kirides festgestellt werden.
Die Klage war daher unter Abänderung des erstinstanz­
lichen Urteils abzuweisen.
In dieser Lage des Verfahrens ist es nicht mehr zu­
lässig, einen anderen Mann als den Verklagten in das 
Verfahren einzubeziehen, da begründete Anhaltspunkte 
dafür, daß die Vaterschaft eines anderen Mannes 
wahrscheinlicher ist (§ 28 Abs. 2 FVerfO), nicht vor­
liegen. Aus der Feststellung, daß der Verklagte nicht 
der Erzeuger des Kindes sein kann, folgt, daß der ge­
gen ihn anhängige Vaterschaftsprozeß durch Abwei­
sung der Klage entschieden wird.
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